
1754 der BeilaSLcm _~u den st0.~5?3.rarl1ischen Protokollen des 

Bundesrates 

B e r ich t 

des Rechtsausschuss~s 

über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 14. Dezember 

1977 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Verfassungs­

gericht~hofgesetz 1953 geändert wird 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht 

analog einer für aktive Bundesbearote in Aussicht genommenen 

Regelung eine etappenweise Erhöhung der Pensionsbeiträge der' 

Hitglieder des Verfassungsgerichtshofes um insgesamt 2 v.H. 

vor. Ferner soll die für die obersten Organe in Aussicht ge-. 

nornmene besondere Bezugsregelung für das Jahr 1978 (siehe 1753 

der Beilagen) sinngemäß auch auf die Mitglieder des Verfassungs­

gerichtshofes angev;endet werden. Demnach werden jene Teile des 

Bezuges eines Mitgliedes des Verfassungsgerichtshofes, die den 

als Bemessungsgrundlage dienenden Gehalt eines Bundesbeamten 

des Dienststandes der Allgemeinen Verwaltung, Diepstklasse IX,· 

übersteigen, für 1978 im selben Ausmaß gebühren, wie zUm 

Stichtag 31. Dezember 1977. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche Vorlage in 

seiner Sitzu.ng vom 19. Dezember 1977 in Verhandlung genommen 

und einstiItlt'1lig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 

keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechtsausschuß 

somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesheschluß des Nationalrates vom 14. De­

zember 1977 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Verfassungs­

gerichtshofgesetz 1953 ge§ndert wird, wird kein Einspruch 

erhoben. 

M atz e n aue r 

Berichterstatter 

Wien, 1977 12 'J9 

Dr. L ich a 1 

Obmannstellvertreter 
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